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Die Ankündigung einer Wirtschaftlichkeitsprüfung 
trifft eine Praxis meist unvorbereitet, Grund zur 
Aufregung besteht in der Regel jedoch nicht. Doch 
was hat es mit der Wirtschaftlichkeitsprüfung auf 
sich?

Die gesamte vertragszahnärztliche Versorgung steht 
unter dem Grundsatz des Wirtschaftlichkeitsgebotes. 
Das Wirtschaftlichkeitsgebot ist von jedem Vertrags-
zahnarzt von Beginn seiner Tätigkeit an zwingend zu 
beachten. Es widerspricht nicht der Therapiefreiheit 
des Zahnarztes. Der Grundsatz der Freiheit des Zahn-
arztes in der Wahl seiner Untersuchungs- und Behand-
lungsmethoden darf im Rahmen der Versorgung inner-
halb der GKV nicht dazu führen, dass die Grenzen des 
Zumutbaren überschritten werden. Der Zahnarzt ist 
nicht berechtigt, zu Lasten der Krankenkassen über-
flüssig Leistungen zu erbringen. Bei seiner Therapie 
ist er dazu verpflichtet, darauf zu achten, die kosten-
günstigste Therapie im Verhältnis zum zu erzielenden 
Erfolg auszuwählen.

Die Frage der Wirtschaftlichkeit lässt sich nur im Zu-
sammenspiel der Leistungserbringung mit dem jeweili-
gen Krankheitsbild definieren. Eine Leistung lässt sich 
als wirtschaftlich bewerten, wenn sie objektiv zur dia-
gnostischen Klärung oder zur Behandlung einer Krank-
heit geeignet ist und die Leistungen ihrer Anzahl nach 
notwendig gewesen sind. Bestehen mehrere medizi-
nisch gleichwertige Therapieansätze, so ist der kosten-
günstigere Ansatz zu wählen (Minimalprinzip).

Das Wirtschaftlichkeitsgebot beachten heißt:

a) Die objektive Eignung der erbrachten Leistung zur 
Diagnostik und Therapie ist zu prüfen.
b) Bei alternativen Methoden zur Diagnostik und The-
rapie ist eine kostenbewusste Entscheidung zu treffen.
 
Also:
- Überflüssiges vermeiden
- Behandlungsalternativen erkennen
- alternative Methoden prüfen hinsichtlich:
a) Kostengesichtspunkten
b) Erfolgs- und Heilungschancen
c) Zumutbarkeit für den Patienten
d) Sicherung des therapeutischen Nutzens (Richtlinien      
des G-BA beachten!)

Der Begriff der Wirtschaftlichkeit wird im SGB V durch 
die Begriffe „ausreichend, zweckmäßig, notwendig, 
wirtschaftlich“ wie folgt beschrieben:

Ausreichend: Die Leistungen müssen dem Einzelfall 
angepasst sein, dem allgemein anerkannten Stand der 
medizinischen Erkenntnisse entsprechen und den me-
dizinischen Fortschritt berücksichtigen.

Zweckmäßig: Die Leistung muss geeignet sein, das 
angestrebte Behandlungsziel zu erreichen.

Wirtschaftlich: Das angestrebte Behandlungsziel 
muss durch die Leistung effektiv und effizient zu er-
reichen sein.

Notwendig: Die Leistung muss objektiv erforderlich 
sein, um das Behandlungsziel zu erreichen.

Die Wirtschaftlichkeitsprüfung 
in Brandenburg

Autorin: Andrea Schilling (Leiterin der Prüfungsstelle gem. § 106c SGB V bei der KZV Land Brandenburg)
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Gemäß § 106 SGB V haben die Krankenkassen und die 
KZVen die Wirtschaftlichkeit der vertragsärztlichen 
Versorgung durch Beratungen und Prüfungen zu über-
wachen. 

Damit dies in unabhängiger Weise geschieht, ist die 
von Krankenkassen und KZV unabhängige Prüfungs-
stelle gegründet worden. 

Aktuelle Tätigkeitsgrundlage der Prüfungsstelle ist 
die „Gemeinsame Prüfvereinbarung über das Verfah-
ren zur Überwachung und Prüfung der Wirtschaftlich-
keit in der vertragszahnärztlichen Versorgung gemäß 
§ 106 SGB V“ vom 22.11.2022.

Ziel der Wirtschaftlichkeitsprüfung 

Die Wirtschaftlichkeitsprüfung ist ein notwendiges Ins-
trument der Kontrolle, denn die Solidargemeinschaft 
soll somit vor unnötigen Ausgaben bewahrt werden. 

Kontrolliert wird demnach, ob die Vertragszahnärzte 
ihre Leistungen gemäß Wirtschaftlichkeitsgebot (§ 12 
SGB V) ausreichend, zweckmäßig und wirtschaftlich er-
bringen; Leistungen dürfen das Maß des Notwendigen 
nicht überschreiten. 

Im Umkehrschluss bedeutet das, dass Leistungen, die 
nicht notwendig oder unwirtschaftlich sind:
•	 Versicherter nicht beanspruchen können
•	 Zahnärzte nicht bewirken und
•	 Krankenkassen nicht bewilligen dürfen.

Einleitung von Prüfverfahren - Wirtschaftlichkeits-
prüfung für Leistungen nach BEMA-Teil 1

Das gemeinsame Auswahlgremium, bestehend aus 
Vertretern der KZV Land Brandenburg und Vertretern 
der Krankenkassen/-verbände, leitet 1x im Quartal 
Prüfverfahren ein und übersendet alle notwendigen 
Unterlagen an die Prüfungsstelle. Die Anzahl der Vor-
schläge für das Antragsverfahren ist auf 3 % der ab-
rechnenden Vertragszahnärzte je Quartal begrenzt.

Veranlassung für die Prüfung besteht gem. § 106a Abs. 
2 SGB V insbesondere bei begründetem Verdacht auf

a) fehlende medizinische Notwendigkeit der Leistun-
gen (Fehlindikation) 
b) fehlende Eignung der Leistungen zur Erreichung des                   
therapeutischen oder diagnostischen Ziels (Ineffektivi-
tät) 
c) mangelnde Übereinstimmung der Leistungen mit 
den anerkannten Kriterien für ihre fachgerechte Er-
bringung (Qualitätsmangel), insbesondere in Bezug auf 
die in den Richtlinien des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses enthaltenen Vorgaben 
d) Unangemessenheit der durch die Leistungen ver-
ursachten Kosten im Hinblick auf das Behandlungsziel 
e) Unvereinbarkeit von Leistungen des Zahnersatzes 
und der Kieferorthopädie mit dem Heil- und Kostenplan 
bzw. dem kieferorthopädischen Behandlungsplan 
Ein begründeter Verdacht liegt insbesondere vor, wenn
a) sich aus Gutachterverfahren wiederholt Verstöße 
gegen den Grundsatz des Wirtschaftlichkeitsgebots 
ergeben haben, die auf ein mangelndes Verständnis 
für die Pflicht zur Einhaltung dieses Gebots schließen 
lassen.
b) sich im Rahmen der Prüfung der durchgeführten 
ZE-, Par-, KB-/KG- bzw. Kfo-Behandlung wiederholt gra-
vierende Verstöße gegen das Wirtschaftlichkeitsgebot 
ergeben haben.
c) wiederholt im größeren Umfang gegen Abrech-
nungsbestimmungen verstoßen wurde, die auch nach 
Beratung oder Belehrung nicht unterlassen wurden.

Auffälligkeitsprüfung für Leistungen nach BEMA-Teil 
2, 3 und 4 in besonders begründeten Fällen.

Anträge auf Überprüfung der Wirtschaftlichkeit können 
auch von einzelnen Krankenkassen gestellt werden, 
zum Beispiel auf Überprüfung der Wirtschaftlichkeit 
der systematischen Behandlung von Parodontopathien 
und/oder der kieferorthopädischen Behandlung.

Stichprobenprüfung

Die Stichprobenprüfung umfasst zwei Prozent aller 
über die KZV Land Brandenburg abrechnenden Ver-
tragszahnärzte. Die Ziehung der zahnarzt- und versi-
chertenbezogenen Stichprobe wird 1x im Quartal von 
den zuständigen Mitarbeitern der KZV Land Branden-
burg mittels Stichprobengenerator durchgeführt.
Die Stichprobenprüfung erfasst in der Regel einen 
Zeitraum von einem Jahr. Die KZV Land Brandenburg 
legt der Prüfungsstelle kassenartenübergreifend alle 
notwendigen Abrechnungsdaten vor.

KURZ GEFASST 
Wirtschaftlich handeln heißt 

also: 
Überflüssiges vermeiden
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Die Prüfungsstelle

Die Prüfungsstelle bereitet nach Verfahrenseingang 
die für die Prüfungen erforderlichen Daten auf, bittet 
den betroffenen Vertragszahnarzt ggf. um Mitwirkung 
(mittels Stellungnahme und/oder durch persönliches 
Erscheinen in der Prüfungsstelle) und beurteilt an-
schließend, ob der Vertragszahnarzt gegen das Wirt-
schaftlichkeitsgebot verstoßen hat und welche Maßnah-
men zu treffen sind. Dabei gehen gezielte Beratungen 
weiteren Maßnahmen in der Regel voraus (vgl. § 106 
Abs. 3 Satz 4 – in der Fassung vom 09.08.2019). 

Die Prüfungsstelle kann in erforderlichen Fällen zahn-
medizinischen Sachverstand einholen. Hierfür steht 
der Prüfungsstelle ein Beraterpool von Vertragszahn-
ärzten zur Verfügung, der alle zwei Jahre von der Ver-
treterversammlung der KZV Land Brandenburg ge-
wählt wird. 

Ihre Dokumentation ist das A und O

Generell gilt, dass eine ausführliche und nachvollzieh-
bare Dokumentation sowohl der diagnostischen und 
therapeutischen Maßnahmen (Befunde, Indikation, 
Durchführung, Materialien etc.) als auch der beglei-
tenden Umstände (spezielle Anamnese, sonstige Auf-
fälligkeiten etc.) in den Behandlungsunterlagen zu 
dokumentieren sind. Schließlich müssen im Fall einer 
Prüfung häufig Tatsachen rekonstruiert werden, die 
lange Zeit zurückliegen.

In jedem Fall sind Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit 
der Behandlungsmaßnahme sorgfältig und nachvoll-
ziehbar zu dokumentieren. 
Umfangreiche Dokumentationen dienen zum einen der 
eigenen Absicherung, zum anderen können sie einer 
möglichen Regressforderung im Rahmen einer Wirt-
schaftlichkeitsprüfung entgegenwirken. 
Dokumentieren Sie also stets genau, an welcher Stelle, 
aus welchem Grund und zu welchem Zweck Sie zahn-
ärztliche Leistungen erbringen.
Inhaltlich sollte die Dokumentation umfassen:
1.	 Anamnese
2.	 Klinische Befunde
3.	 med.-techn. Untersuchungen und Laborbefunde
4.	 Röntgenaufnahmen
5.	 Diagnosen
6.	 therapeutische Maßnahmen
7.	 verwendete Materialien
8.	 erordnete Medikamente
9.	 Ratschläge und Empfehlungen an den Patienten

Die Dokumentation muss auch für Dritte, z. B. die Prü-
fungsstelle, immer vollständig, inhaltlich nachvollzieh-
bar, zeitlich richtig geordnet und ohne Widersprüche 
sein.
Bezüglich der Mindestanforderungen an Ihre Doku-
mentation verweisen wir gern auf die Homepage der 
KZV Land Brandenburg:

Ihre Mitwirkungspflicht
Im sozialrechtlichen Verwaltungsverfahren gilt der 
Untersuchungsgrundsatz, den Sachverhalt von Amts 
wegen zu ermitteln. Doch kann die Prüfungsstelle die 
besonderen Verhältnisse einer Praxis nur berücksichti-
gen, soweit diese für sie erkennbar oder vom Vertrags-
zahnarzt substantiiert geltend gemacht worden sind. 
Kommen Sie Ihrer Mitwirkungspflicht also nicht nach, 
kann der Prüfungsstelle eine unvollständige Berück-
sichtigung des Sachverhalts nicht vorgeworfen wer-
den. Können Sie also die Vermutung unwirtschaftlicher 
Leistungserbringung nicht entkräften, gehen Unklar-
heiten zu Ihren Lasten. Insofern werden Sie unbedingt 
angehalten, bei der Ermittlung des Sachverhaltes mit-
zuwirken. 

Anforderungen an Ihre Stellungnahme im Rahmen 
einer Wirtschaftlichkeitsprüfung 

Verfassen Sie eine prägnante und sachliche Stellung-
nahme: 
1.	 Verdeutlichen Sie Ihren Therapieansatz. 
2.	 Gehen Sie auf die Einzelfälle, die Ihnen die Prü-

fungsstelle für Ihre Stellungnahme benennt, aus-
führlich ein. Stellen Sie die Notwendigkeit der er-
brachten Leistungen dar.

3.	 Belegen Sie Praxisbesonderheiten (z. B. durch die 
namentliche Benennung der Patienten, die von 
Ihnen in einer Alten-/Pflegen-/Behinderteneinrich-
tung be-treut werden etc.).
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4.	 Reichen Sie Beweismittel (Röntgenbilder, Berichte, 
AU-Bescheinigungen etc.) ein.

5.	 Sollten sich Fragen ergeben, kontaktieren Sie bitte 
die Prüfungsstelle.

6.	 Machen Sie ergänzend von Ihrem Recht auf per-
sönliches Gehör gebrauch!

Ihr Recht auf persönliches Gehör

Machen Sie durch eine ausführliche schriftliche Stel-
lungnahme und die Teilnahme an der mündlichen Ver-
handlung von Ihrem Anhörungsrecht gebrauch! Das 
Rechtliche Gehör ist eine für Sie eingeräumte Gelegen-
heit, sich zu den für eine Entscheidung der Prüfungs-
stelle erheblichen Tatsachen zu äußern. Die Anhörung 
wird in den Räumlichkeiten der Prüfungsstelle zusam-
men mit den vertragszahnärztlichen Beratern durch-
geführt.

Datenschutz – Übermittlung von patientenbezoge-
nen Informationen an die Prüfungsstelle

Mit Inkrafttreten der EU-Datenschutz-Grundverord-
nung am 25.05.2018 stellen sich vermehrt Fragen, 
inwieweit Vertragszahnärzte im Rahmen von Prüfver-
fahren Informationen, z. B. durch Stellungnahmen oder 
Datenübermittlungen preisgeben dürfen, ohne daten-
schutzrechtliche Konsequenzen befürchten zu müssen. 
Wir möchten Sie an dieser Stelle darauf hinweisen, dass 
sich die aus dem Sozialrecht ergebenden Verpflichtun-
gen den datenschutzrechtlichen Bestimmungen vorge-
hen! Daraus folgt, dass eine Übermittlung dieser Daten 
erlaubt ist, da eine entsprechende Rechtsgrundlage 
vorliegt. Zur Gewährleistung der Sicherstellung der 
vertragszahnärztlichen Versorgung gemäß § 72 SGB V 
ist nach § 298 SGB V im Rahmen eines Prüfverfahrens 
die versichertenbezogene Übermittlung von Angaben 
über ärztliche oder ärztlich verordnete Leistungen zu-
lässig, soweit die Wirtschaftlichkeit oder Qualität der 
ärztlichen Behandlungs- oder Verordnungsweise im 
Einzelfall zu beurteilen ist. Dies rechtfertigt die Über-
mittlung von Daten im Rahmen der Wirtschaftlichkeits-
prüfung nach § 106 SGB V in Verbindung mit der Prüf-
vereinbarung.

Häufig geprüfte Gebührenpositionen
Zu den häufig geprüften Gebührenpositionen gehören 
die Gebührenpositionen Ä935d (OPG), 8 (ViPr), 10 (üZ), 
28-35 (WKB), 38 (N), 40 (I), 41a (L1), 105 (Mu) und 106 
(sK), die wir in einer der nächsten Ausgaben des Zahn-
ärzteblattes unter dem Blickwinkel einer wirtschaft-
lichen Leistungserbringung für Sie beleuchten wer-
den.  


